
vermag demgegenüber nur der Psychiater vorzuneh­
men, da sie auf organischen Störungen beruht. Die 
Symptome einer Zurechnungsunfähigkeit sind bei ju­
gendlichen und erwachsenen Tätern gleichartig, so daß 
die Kriterien, die eine Begutachtung durch einen 
Psychiater als notwendig erscheinen lassen, im Jugend- 
und im Erwachsenenverfahren in gleicher Weise Gültig­
keit haben.
Eine solche klare Abgrenzung würde u. E. der Persön­
lichkeitserforschung Jugendlicher im Strafverfahren 
besser gerecht werden. Sie könnte auch dazu führen, 
die durchschnittliche Dauer der Begutachtung, die ge­
genwärtig oftmals mehrere Monate beträgt, wesentlich 
zu verkürzen, um dadurch die erzieherische Effektivität 
des Jugendverfahrens zu erhöhen.
3. Die Jugendstaatsanwälte haben dafür zu sorgen, daß 
Zweifel am Vorliegen der Schuldfähigkeit vor Erhebung 
der Anklage überzeugend geklärt werden. Sie haben die 
Gründe für das Vorliegen der Schuldfähigkeit in der 
Anklageschrift in knapper Form unter Hinweis auf die 
entsprechenden Unterlagen in den Prozeßakten darzu­
legen. Kommen sie dieser Pflicht gewissenhaft nach, 
so besteht u. E. für das Gericht keine Veranlassung, 
die Sache in das Ermittlungsverfahren zurückzugeben, 
wenn es hinsichtlich der Schuldfähigkeit zu einer ande­
ren Auffassung als der Staatsanwalt gelangt und die 
Einholung eines Sachverständigengutachtens für erfor­
derlich hält.
4. Wird die Schuldfähigkeit im Ermittlungsverfahren 
begründet ausgeschlossen, so stellen die Jugendsach­
bearbeiter des Untersuchungsorgans (§ 141 Abs. 1 Ziff. 1 
StPO) oder der Jugendstaatsanwalt (§ 148 Abs. 1 Ziff. 1 
StPO) das Verfahren ein. Dem zuständigen Organ der 
Jugendhilfe ist davon Kenntnis zu geben.

Absehen von der Strafverfolgung bei Vergehen

Zur Anwendung des § 67 Abs. 1 StGB
§ 67 Abs. 1 StGB räumt dem Staatsanwalt und dem Un­
tersuchungsorgan das Recht und die Pflicht ein, unter 
folgenden, gesetzlich fixierten Voraussetzungen von der 
Strafverfolgung eines Jugendlichen abzusehen10:
1. Bei der Straftat des Jugendlichen muß es-sich um ein 
Vergehen (§ 1 Abs. 2 StGB) handeln.
2. Das Vergehen darf „nicht erheblich gesellschafts­
widrig“ sein. Es muß sich also — wie aus § 28 Abs. 1 
Satz 1 StGB folgt, wo der gleiche Terminus verwendet 
wird — um eine Straftat handeln, bei der sowohl die 
Folgen als auch die Schuld nicht so schwerwiegend sind, 
daß ein gerichtliches Verfahren erforderlich ist.
3. Die Handlung muß Ausdruck einer „sozialen Fehl­
entwicklung“ des Jugendlichen sein. In der Regel be­
sitzen diese Jugendlichen eine schwachen Willen. Selbst 
wenn sie sich vornehmen, künftig die Normen des ge­
sellschaftlichen Zusammenlebens zu achten, hindern 
ihr mangelnder Wille und ihre fehlende Energie sie 
daran, ihr Vorhaben zu verwirklichen. Die soziale Fehl­
entwicklung kann nur durch eine gezielte, längere Zeit 
andauernde sozial-pädagogische Einwirkung überwun­
den werden11.
4. Die Organe der Jugendhilfe müssen zur Überwindung 
der sozialen Fehlentwicklung bereits „notwendige und 
ausreichende Erziehungsmaßnahmen“ eingeleitet haben

10 Diese Regelung unterscheidet sich von der des § 25 StGB, 
wonach unter den dort gesetzlich bestimmten Voraussetzungen 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ab­
zusehen ist. § 25 StGB kann auch gegenüber Jugendlichen 
Tätern Anwendung finden.
11 Handelt es sich um ein nicht erheblich gesellschaftswidriges
Vergehen, das jedoch nicht Ausdruck einer sozialen Fehlent­
wicklung des Jugendlichen ist, so ist die Sache unter den 
Voraussetzungen des § 28 StGB der Konflikt- oder der Schieds­
kommission zu übergeben.

oder solche Maßnahmen nach einer Beratung mit dem 
Untersuchungsorgan oder dem Staatsanwalt einleiten. 
Ausgehend von den bisherigen Erfahrungen des Ab­
sehens von der Strafverfolgung gemäß § 35 JGG, sollen 
einige Kriterien für die Anwendung des § 67 Abs. 1 
StGB angeführt werden:
— Das gesellschaftswidrige Verhalten, das sich in der 

Straftat objektiviert hat, ist die Fortsetzung eines 
bereits vor der Straftat — oftmals schon während 
der Kindheit — bestehenden negativen Gesamt­
verhaltens.

— Die soziale Fehlentwicklung ist auf ein Familien­
versagen, das nicht Tendenzen der Böswilligkeit ent­
halten muß, zurückzuführen; d. h., die Eltern ver­
mögen ohne die Hilfe der Organe der Jugendhilfe 
nicht, ihren Beitrag zur Formung der sozialistischen 
Persönlichkeit des Jugendlichen zu leisten.

— Die Organe der Jugendhilfe hätten in der Regel be­
reits vor der Begehung der Straftat gemäß § 1 Abs. 1 
JHVO beratend oder durch unmittelbare Einfluß­
nahme tätig werden müssen, damit die Erziehungs­
pflichtigen ihrer Verantwortung gemäß § 42 FGB 
gerecht werden konnten.

In solchen Fällen stellen die Maßnahmen der Organe 
der Jugendhilfe im Sinne des § 1 Abs. 1 JHVO zwar 
keine rechtzeitige, aber doch eine korrigierende Einfluß­
nahme auf die soziale Fehlentwicklung dar. Viele dieser 
Jugendlichen sind schwer erziehbar12. Es geht hier 
darum, defekte Erziehungsverhältnisse zu korrigieren, 
denn das gesellschaftswidrige Verhalten ist eine Wi­
derspiegelung der gestörten Beziehungen des Jugend­
lichen zu den Erziehungspflichtigen.
Die Anwendung des § 67 Abs. 1 StGB wird häufig bei 
Jugendlichen in Frage kommen, die erst 14 oder 15 
Jahre alt sind. Diesen jungen Menschen ist nicht im­
mer bewußt, daß sie wegen eines gleichen gesellschafts­
widrigen Verhaltens, das sie bereits vor Vollendung des 
14. Lebensjahres zeigten und auf das die Gesellschaft 
u. U. wenig oder gar nicht reagierte, nunmehr straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden können. 
Um die soziale Verwurzelung solcher Jugendlichen zu 
sichern und ein Rückfälligwerden weitgehend auszu­
schließen, ist ein System von Maßnahmen, eine ziel­
gerichtete Koordinierung aller Erziehungseinflüsse, eine 
sachkundige Beratung aller Erziehungsträger, eine Ein­
flußnahme auf die Familie und eine ständige wirksame 
Kontrolle erforderlich.
Diese Aufgaben können nur durch die Organe der Ju­
gendhilfe gelöst werden. Sie haben eine große politische 
Verantwortung übernommen, indem es ihnen übertra­
gen wurde, „die Folgen des Familienversagens zu über­
winden“ 13. Die Organisierung einer wirksamen Hilfe für 
die Familien, in denen Erziehungsuntüchtigkeit oder 
böswillige Vernachlässigung der Erziehungspflichten die 
Ursachen für eine Gefährdung Minderjähriger oder für 
kriminelles Verhalten Jugendlicher bilden, ist ein wich­
tiger Beitrag zur weiteren Zurückdrängung der sozialen 
Fehlentwicklung Minderjähriger und dadurch auch der 
Jugendkriminalität.
Es sei an dieser Stelle noch einmal betont, daß die 
Organe der Jugendhilfe nicht auf Straftaten reagieren 
und durch ihre — ausschließlich unter sozial-pädago­
gischen Gesichtspunkten angeordneten — Maßnahmen 
keine strafrechtliche Verantwortlichkeit verwirklichen. 
Dieser Aspekt wurde in der Praxis nicht immer beach­
tet. So wurden z. B. die Informationen, die den Organen

<2 Von ihnen sagte Makarenko (Werke, Bd. VH, Berlin 1957, 
S. 423 f.), daß nicht die Persönlichkeit, sondern die Beziehun­
gen zur Gesellschaft defekt seien.
15 Vgl. Mannschatz, „Die nächsten Aufgaben“, Jugendhilfe 1966, 
Heft 1, S. 3.
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